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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

11.11.1993 

Geschäftszahl 

93/18/0503 

Rechtssatz 

Das Vorliegen einer Beschäftigungsbewilligung für einen Fremden und seine Beteiligung an einer GmbH sind 
nicht als relevant dergestalt zu werten, daß durch die Aufrechterhaltung eines Aufenthaltsverbotes in das 
Privatleben des Fremden eingegriffen würde. 


